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Streit um jeden Bildungsfranken 
Baselbieter Lehrer zielen auf di e Gelder für di e Universitat un d di e Fachhochschule 

Der Lehrerverein Baselland 
erõffuet mit zwei Initiativen 
eine neue Dimension des Verteil
kampfes. Und erntet Kritik. 

~9.N..g.~.R.!~I!.~~.~.E.~~.ç.~ ................................. . 

M 
ichael Weiss macht aus 
der Stossrichtung der 
Initiative, deren Lancie
rung der Lehrerverband 
Baselland (LVB) diese 

Woche beschlossen hat, keinen Hehl: 
Statt immer n ur bei den Schulen zu spa
ren, sollen die Budgets der Universitãt 
Base! und der Fachhochschule Nordwest
schweiz (FHNW) reduziert werden, sagt 
der Geschãftsfuhrer. 

In der Ausformulierung der vorge
schlagenen Ergãnzung des Baselbieter 
Bildungsgesetzes ist die Absicht verklau
suliert. Da ist die Rede von «überkanto
nalen Bildungsprojekten» und einem 
komplizierten Meccano, der darin mün
det, dass «nõtigenfalls interkantonale 
Vertrãge durch Neuverhandlungen» an
zupassen seien. 

Weiss beschwert sich: Wâhrend die 
Bildungsausgaben «munter weiterwach
sem, die durch Staatsvertrãge geregelt 

seien, werde bei den Schulen immerwei
ter gespart. Oder anders gesagt: Der ter
tiãre Bildungsbereich, zu dem die Uni
versitãt und die Fachhochschule gehõ
ren, <dst einfach erfolgreicher» im Akqui
rieren neuer Mittel. 

Christoph Eymann, Prãsident der 
Erziehungsdirel<toren-Konferenz (EDK) 
und baselstãdtischer Erziehungsdirel<
tor, kritisiert den Vorstoss: «Als EDK-Prã
sident habe ich den Verfassungsauftrag, 
die Schulsysteme der Schweiz zu harmo
nisieren. Und so stelle ich fest, dass die 
Initiative in eine võllig andere Richtung 
geht. Das finde ich falsch.» Wesentlich 
pointierter ãussert er sich in der Ro l! e als 
Bildungsdirel<tor des Nachbarkantons: 
<<Dass ausgerechnet Lehrerinen und Leh
rer die einzelnen Bildungsstufen gegen
einander ausspielen, finde ich billig.>> 

MONICA GSCHWIND, die Baselbieter Bil
dungsdirel<torin, will zur Initiative nicht 
konkret Stellung nehmen, sagt auf An
frage aber dennoch deutlich: <<Die Insti
tutionen õffentlich gegeneinander aus
zuspielen, ist aus meiner Si eh t nicht ziel
fuhrend.» Alle Institutionen - <<zusam
men mit der Berufsbildung>> - seien be
deutsam, und alle Bereiche müssten ih
ren Sparbeitrag leisten. 

Beat Zemp, Prãsident des Schweizer 
Lehrerverbands, versucht eine Brücke zu 
bauen: <<Es ist nie hilfreich, wenn eine 
Schulstufe auf die andere schiesst.>> 
Gleichzeitig ãussert er Verstãndnis, 
wenn sich die Schule gegenüber dem ter
tiãren Bildungsbereich zurückgesetzt 
sieht. <<Wrr wollen nicht Zustãnde, wie 
sie teilweise in Deutschlands Schulge
bãuden herrschem, sagt Zemp. Aller-

li Die lnstitutionen õffent
' ' lich gegeneinander aus
zuspielen. ist nicht zielführend.» 
MONICA GSCHWIND, ERZIEHUNGSDJREKWRIN BL 

dings habe im tertiãren Bereich in der 
Folge der Bologna-Reform ein grosser 
Nachholbedarf geherrscht. Zudem fuhre 
der anspruchsvolle Arbeitsmarl<t dazu, 
dass ein Abschluss an einer hõheren 
Schule schon fast zur Grundvorausset
zung gehõre, um im Berufsleben beste
hen zu kõnnen. Dies fuhre auch zu ei
nem Zuwachs an Studenten, was bedeu
te, dass die Hochschulen pro Kopf gar 

nicht mehr Geld erhielten, obwohl das 
Bildungsbudget fur die Tertiãrstufe bis 
2020 noch etwas ansteigen werde. 

STATT EINES VERlEILKAMPFS innerhalb 
der Bildung mõchte Zemp das Augen
merk auf den Verteill<ampf zwischen 
den Service-public-Bereichen lenken: 
Hãtten vor Jahren Gesundheit und Bil
dung schweizweitje 20 Milliarden Fran
ken verschlungen, so seien die Bildungs
ausgaben zwar auf 34 Milliarden gestie
gen, die Gesundheitsausgaben jedoch 
aufweit über 80 Milliarden Franken. 

Bildungspolitikerin und Basler Stãn
derãtin Anita Fetz wirbt: Bildung sei ei
ne Investition in die Zul<unft junger 
Menschen. Bildung gegen Bildung aus
zuspielen, cdst kurzfristig gedacht und 
ziemlich befremdlich», da damit Bil
dung als Ganzes verliere. 

Der Vorschlag von Fetz: «Ein Stras
senprojel<t weniger wãre die sinnvollere 
Spar-Altemative.>> In diesem Wettbe
werb, glaubt jedoch Zemp, habe die Bil
dung in einer immer ãlter werdenden 
Gesellschaft eher schlechte Karten. Zu
mindest in diesem Sinn begrüsst er die 
Initiative des Baselbieter Lehrervereins: 
<<Es gibt eine politische Diskussion, was 
uns di e Bildung heute wert ist.>> 

Zürcher Galerie 
expandiert 
nachBasel 

ZUR ERÕFFNUNG DER ART BASEL im J uni 
will der Zürcher Galerist Jean-Claude 
Freymond in unmittelbarer Nãhe zur 
Kunstmesse eine Galerie erõffnen. Fün
dig wurde er an der Riehentorstrasse, wo 
die Basler Architel<ten Pierre de Meuron 
und Jacques Herzog 2014 eine Iiegen
schaft erworben haben. Für Freymond 
bauen sie n un im zweiten Untergeschoss 
eine Kunstgalerie ein. 

Freymond gilt in Zürich als aufstre
bender Junggalerist. Obwohl er die Gale
rie Freymond-Guth & Co Fine Arts erst 
2010 gegründet hat, heisst es auf sein er 
Website schelmenhaft <<depuis 1788». 
Zwei Jahre nach dem Start wãre aller
dings schon fast das Aus gekommen. 
Weil eine Konkursandrohung nicht den 
postalischen Weg zur Galerie fand, wur
de der Konkurs vom Zürcher Zivilgericht 
vollzogen. Die Beschwerde des Galeris
ten wurde vom Obergericht jedoch gut
geheissen, weil Freymond nachweisen 
konnte, dass die Vorladung bei ihm 
nicht eingetroffen sei und er überdies 
die Schulden bei der klagenden Lebens
versicherung in der Zwischenzeit begli
chenhatte. 

Mittlerweile gilt Freymond als eta
bliert und hatte mit seinen Künstlern be
reits Auftritte an der Iiste und der Art 
Base!. Wãhrend der diesjãhrigen Kunst
messe verschafft er d er Künst!erin Han
nah Weinberger in seiner neuen Galerie 
einen exklusiven Auftritt. Weinberger, 
die in Base! lebt, erhielt 2012 eine Aus
stellung in der Kunsthalle Base!. Ein Fan 
ilrrer Kunst sitzt gar in der Basler Regie
rung: Baschi Dürr hat fur die Schmü
d<ung seines Büros eigens einen Kunst
wettbewerb ausgesdrrieben. D en 10 000-
Franken-Zuschlag erteilte er einem 
Google-Screenshot, kreiert von Hannah 
Weinberger. CHRISTIAN MENSCH 

Auftrage bleiben 
imKanton 

DER KANlUN BASELLAND hat 2015 Auftrã
ge in der Hõhe von knapp 400 Millionen 
Franken mithilfe des õffentlichen Beschaf 
fungswesens vergeben. Der grõsste Einzel
posten (248 Millionen) fiel an die in Basel 
domizilierte HRS, die als Generalunter
nehmerin den FHNW-Campus Muttenz 
baut. Die Baselbieter Baudirel<tion teilte 
mit, dass ohne diesen Sondereffel<t erneut 
68 Prozent des Auftragsvolumens im Kan
tan verblieben seien, und bezeichnet dies 
als <<Standortfàrderung>>. 

Basel-Stadt hat im selben Zeitraum 
Auftrãge über 443 Millionen Franken 
vergeben. Die basel-stãdtische Wirt
schaft partizipierte mit 219 Millionen 
Franken (49 Prozent). Mit immerhin 70 
Millionen Franken profitierte die Basel
bieter Wirtschaft von stãdtischen Aut: 
trãgen (16 Prozent). Abzüglich des HRS
Auftrags flossen dafur 17 Millionen 
Franken vom Land in die Stadt. (CM) 
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Ein Sonderrecht für Auslander 
Migranten o h ne Schweizer Pass sollen Vorstosse einreichen dürfen - obwohl das Vorbild in Burgdorf nicht genutzt wird 

VON ANNIKA BANGERTER 
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Migrantinnen und Migranten arbeiten 
in der Schweiz, zahlen hier Steuern und 
ilrre Kinder besuchen die Schule. Doch 
ohne Schweizer Pass bleibt ihnen der 
Weg an di e Urne verwehrt. In Basel-Stadt 
betrifft das 35 Prozent aller Einwohner. 
Jeder Dritte kann wederwãhlen noch ab
stimmen. Mit der sogenannten Auslãn
dermotion will SP-Grossrãtin Tanja So
land ein Instrument schaffen, darnit 
sich die hiesige Migrationsbevõlkerung 
am politischen Geschehen beteiligen 
kann. Dafur reichte Soland im Grossen 
Rat einen entsprechenden Vorstoss ein. 
Mit der Auslãndermotion sollen Migran
ten ohne Schweizer Bürgerrechte ein 

Sonderrecht erhalten. Im Gegensatz zu 
Schweizer Bürgem kõnnten sie auf die
sem Weg ilrre Anliegen direl<t in den 
Grossen Rat einbringen. Mit hõchstens 
funfZig Unterschriften, wobei dreissig 
bis funfZig Prozent von Auslãndern 
stammen müssen, sollen sie ihre politi
schen Vorschlãge einbringen kõnnen. 

DIE IDEE IST NICHT NEU. Im vergangenen 
Sommer haben die Bemer Stimmbürger 
solch ein Partizipationsreglement ange
nommen. Noch früher war zudem Burg
dorf. Mit dem sogenannten Auslãnder
antrag kennt die Emmentaler Stadt seit 
acht Jahren ein vergleichbares Instru
ment, um die Migrationsbevõlkerung 
politisch zu integrieren. Wie die Stadt-

verwaltung auf Anfrage d er «Schweiz am 
Sonntag>> bestãtigte, wurde bislang je
doch kein einziger Antrag eingereicht. 

Gegenüber dem «Bund>> erldãrte der 
Burgdorfer Stadtsdrreiber Roman 
Schenk dies vor einem halben Jahr wie 
folgt: <<Dass die Auslãnder den Auslãn
derantrag in Burgdorf nicht nutzen, 
heisst nicht, dass er nichts nützt.>> Er se
he darin vor allem ein politisches Zei
chen und ein Integrationsangebot. 

Auch Francesca Chul<WUnyere, Lei te
rin der Berner Informationsstelle fur 
Auslãnderinnen- und Auslãnderfragen, 
warnte im <<Bund» vor falschen Rüd<
schlüssen. Es dürfe nicht auf mangeln
des politisches Interesse der Migranten 
geschlossen werden, sagt sie. Die auslãn-

derspezifischen Themen würden nicht 
auf d er Gemeinde-, sondem auf d er Kan
tonsebene geregelt. 

IM GEGENSAlZ ZU BURGDORF wãre dies 
im Stadtl<anton Basel d er Fali. Dessen Re
gierungsrat schrieb deshalb bereits im 
vergangenen ]uni in einer Antwort auf 
einen früheren Anzug Solands, dass er 
das Modell von Bem als walables Bei
spieb> fíir die Erweiterung der politi
schen Mitwirkung von Auslãndern er
achte. Allerdings liegen bislang keine Er
fahrungen vor. Auch neun Monaten 
nach der Annahme der Bemer Auslãn
dermotion ist diese noch nicht in Kraft 
getreten. Eine Beschwerde der SVP blo
ckiert di e Einfuhrung. 
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